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Dienstleistungsrichtlinie – Ergebnisse und Bewertung der Beschlüsse des 
Europäischen Parlaments, des Rates und des neuen Vorschlags der EU-
Kommission 

 
Am 16.2.2006 hat das Europäische Parlament auf Grundlage eines Kompromisses der großen 

politischen Lager die erste Lesung zur umstrittenen Dienstleistungsrichtlinie abgeschlossen und 

den von der Kommission vorgelegten Gesetzesentwurf maßgeblich verändert. Die wesentlichen 
Änderungen, die im federführenden Binnenmarktausschuss bereits im Oktober und im Plenum im 

März verabschiedet wurden, sind in der Anlage nochmals dargestellt. 

Insgesamt ist ein gesunder Ausgleich zwischen dem notwendigen Schutz der deutschen 
Arbeits- und Sozialstandards, dem Schutz unserer einheimischen Wirtschaft vor 

Dumpingpreisen aus anderen EU-Mitgliedstaaten und der gewünschten Öffnung des 
Dienstleistungssektors gelungen. Der durch die erste Lesung gefasste Kompromiss trägt die 

deutliche Handschrift der CDU/CSU-Gruppe im Europäischen Parlament und beweist die 

Handlungsfähigkeit des Parlaments sowie seine politische Führungsrolle auf europäischer Ebene. 

 
Ganz konkret haben wir Folgendes entschieden: 

 
Die Dienstleistungsrichtlinie gilt NICHT für diese Dienstleistungsbereiche: 

- Dienstleistungen von allgemeinem Interesse (engere Daseinsvorsorge). 
- Rechtsberatungsdienste. 
- Gesundheitsdienste. 
- Audiovisuelle Dienstleistungen. 
- Sportwetten und Lotterien. 
- Hoheitliche Tätigkeiten. 
- Soziale Dienstleistungen (sozialer Wohnungsbau, Kinderbetreuung, Familiendienste, …). 
- Sicherheitsdienste. 
- Hafendienstleistungen. 
- Finanz- und Versicherungsdienstleistungen. 
- Dienstleistungen der elektronischen Kommunikation. 
- Verkehrsdienste (inkl. Taxidienste). 
- Zeit- und Leiharbeit. 

 
Das umstrittene Herkunftslandsprinzip wurde ersetzt durch eine Regel-Ausnahme-Klausel, die 

den Mitgliedstaaten die Beschränkung grenzüberschreitender Dienstleistungen aus folgenden 

Gründen erlaubt: 
- Öffentliche Sicherheit und Ordnung. 
- Gesundheitsschutz. 
- Umweltschutz. 
- Soziale Sicherheit. 

 

Beschränkungen müssen aber – dies galt bisher auch schon – diskriminierungsfrei, 
gerechtfertigt und verhältnismäßig sein.  
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Zudem legte das Parlament in Art. 1 Abs. 4 der Richtlinie fest: 

 

„Diese Richtlinie beeinträchtigt nicht das Arbeitsrecht, insbesondere bestehende 

Bestimmungen über die Beziehungen zwischen den Sozialpartnern, einschließlich des Rechts auf 

gewerkschaftliche Maßnahmen und das Recht auf Kollektivvereinbarungen. Diese Richtlinie 

betrifft nicht die nationale Sozialgesetzgebung in den Mitgliedsstaaten.“ 

 

Damit behält das gesamte deutsche Arbeits- und Sozialrecht weiterhin uneingeschränkte 
Geltung! 

 

Die Kontrollmöglichkeiten für die deutschen Behörden wurden vom Parlament ausgeweitet 
und verstärkt. Der entsprechende Art. 35 heißt nun: 

 
1) Die Mitgliedstaaten unterstützen einander gegenseitig und ergreifen alle Maßnahmen, die 
für eine wirksame Zusammenarbeit bei der Kontrolle der Dienstleistungserbringer und ihrer 
Dienstleistungen erforderlich sind. 
2) Der Zielmitgliedstaat ist für die Kontrolle der Tätigkeit des Dienstleistungserbringers in 
seinem Hoheitsgebiet zuständig. 
 

Zu den Neuerungen gehört auch, dass in allen Mitgliedstaaten Ansprechpartner bereit stehen 

müssen, die auf Anfrage der deutschen Behörden Kontrollen im Heimatstaat des 

Dienstleistungserbringers durchführen müssen. Damit sind effizientere und schnellere Maßnahmen 

gegen Missbrauch, Scheinselbständigkeit und Unterlaufen von Sozialvorschriften möglich. 

 

Die Kommission hat im April ihren auf Grundlage des Parlamentsvotums geänderten 
Beschlussentwurf für die Ratsverhandlungen vorgelegt. Sie hat sich dem Primat der 
Entscheidung der Volksvertreter unterworfen und keine der durch das Kompromisspaket 
geänderten Regelungen verändert. Einzige für Deutschland relevante Veränderung ist die 

Herausnahme der Rechtsberatungsdienste aus dem Ausnahmenkatalog in Art. 2, so dass diese 

nun in den Anwendungsbereich der Richtlinie fallen. Die Berufsvertreter der rechtsberatenden 

Dienste sind damit aber einverstanden. 

 

Der Rat hat angekündigt, die Kompromisse des Europäischen Parlaments zu respektieren 

und seine Haltung daran auszurichten. Die genannten Punkte werden daher nur in Detailfragen 

nochmals abgeändert werden und stellen die Grundlinien einer zukünftigen 

Dienstleistungsrichtlinie dar. 

 

  


